
Wortlautzusammenhang: Jenes „er“ bezieht sich auf den 
Heilberufsangehörigen („dass er (…) bei dem Bezug von 
Arznei- oder Hilfsmitteln oder von Medizinprodukten, die 
jeweils zur unmittelbaren Anwendung durch den Heilbe-
rufsangehörigen oder einen seiner Berufshelfer bestimmt 
sind, (…) einen anderen (…) bevorzuge (…)“). Eine dahin-
gehende Auslegung, es sei auch der Bezug durch den Pa-
tienten gemeint, widerspricht dem Wortlaut der Vorschrift.

Aus ähnlichen Gründen scheidet auch die Anwendung 
der Nr. 3 aus: Nicht entscheidend ist, ob die O dem Be-
schuldigten Dr. E. die impfwilligen Hotelmitarbeiter zu-
geführt haben könnte, sondern dieser müsste in Erfüllung 
der Unrechtsabrede Patienten zugeführt haben.

(B)
Allerdings erfüllt(e) das Verhalten des Beschwerdeführers 

den Tatbestand der Beihilfe zur Unterschlagung (§§ 246 
Abs. 1, 27 Abs. 1 StGB).

[…] 
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I. Der Wettbewerbsbegriff der §§ 299 a, 299b StGB

Das LG Nürnberg-Fürth musste entscheiden, ob die 
Tatbestände der §§ 299 a, 299b StGB bei einer durch fi-
nanzielle Zuwendungen motivierten Verabreichung von 
Impfstoff entgegen der Corona-Impfverordnung anwend-
bar sind. Im Mittelpunkt des Beschlusses steht damit die 
Frage, ob der Anwendungsbereich der §§ 299 a, 299b StGB 
eröffnet ist, wenn Patienten einem Heilberufsangehöri-
gen einen Vorteil zuwenden, um sich gegenüber anderen 
Patienten eine schnellere oder bessere Gesundheitsversor-
gung zu sichern. 

Die Generalstaatsanwaltschaft Nürnberg, bei der seit 
Herbst 2020 die Bayerische Zentralstelle zur Bekämpfung 
von Betrug und Korruption im Gesundheitswesen (ZKG) 
angesiedelt ist, sah das Tatbestandsmerkmal der „Bevorzu-
gung im inländischen oder ausländischen Wettbewerb“ in dieser 
Konstellation als erfüllt an. Zwar ziele das Tatbestands-
merkmal primär auf den Wettbewerb zwischen Heilbe-
rufsangehörigen ab. Wortlaut und Gesetzeszweck sprächen 
indes für die Einbeziehung des Wettbewerbs zwischen 
Patienten 1, da zentrale Schutzgüter der Vorschriften auch 
das Patientenwohl sowie das Vertrauen in das Gesundheits-
system und die Integrität heilberuflicher Leistungen seien 2.

Das LG ist dem zu Recht nicht gefolgt:
Anhand des Wortlauts „Wettbewerb“ lässt sich die Frage 

nach der Einbeziehung von Konkurrenzsituationen unter 
Patienten nicht eindeutig beantworten. Das LG Nürnberg-
Fürth verweist insofern zutreffend darauf, dass dieser au-
ßerhalb des juristischen Fachsprachgebrauchs durchaus er-
fasst sein könnte 3.

Die systematische Auslegung spricht indessen gegen die 
Einbeziehung: Der Gesetzgeber hat die §§ 299 a, 299b StGB 
im 26. Abschnitt des StGB unter dem Titel „Straftaten ge-
gen den Wettbewerb“ verortet. Der Wettbewerbsbegriff des 
ebenfalls dort geregelten § 299 StGB geht historisch auf den 

Wettbewerbsbegriff des UWG zurück 4. Der lauterkeits-
rechtliche Wettbewerbsbegriff schließt dabei die „Nach-
frager“ nach einer Geschäftsverbindung mit Dritten zwar 
nicht kategorisch aus 5. Allerdings können nach der Legal-
definition des § 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG nur Unternehmen, 
nicht aber Verbraucher „Mitbewerber“ sein. Zudem definier-
te § 2 Abs.  1 Nr.  1 UWG in seiner bis zum 29. 12. 2008 
geltenden Fassung als „Wettbewerbshandlung“ jede Handlung 
einer Person mit dem Ziel, zugunsten des eigenen oder ei-
nes fremden Unternehmens den Absatz oder den Bezug von 
Waren oder die Erbringung oder den Bezug von Dienst-
leistungen, einschließlich unbeweglicher Sachen, Rechte 
und Verpflichtungen zu fördern. Dementsprechend erfasst 
der Wettbewerb i. S. d. § 299 Abs. 1 StGB nicht den Ab-
satz gegenüber den nicht gewerblich tätigen Verbrauchern 6. 
Dies muss auch für §§ 299 a, 299b StGB gelten, sodass auch 
der Absatz gegenüber Patienten nicht erfasst ist.

Aufschluss gibt zudem die Untersuchung der Schutzgü-
ter der §§ 299 a, 299b StGB. Laut der Begründung des Re-
gierungsentwurfs, der sich die Generalstaatsanwaltschaft 
Nürnberg angeschlossen hatte 7, sollen die Straftatbestände 
neben der Sicherung eines fairen Wettbewerbs im Gesund-
heitswesen dem Schutz des Vertrauens der Patienten in die 
Integrität heilberuflicher Entscheidungen sowie mittelbar 
dem Schutz der Vermögensinteressen von Wettbewer-
bern, Patienten und gesetzlichen Krankenversicherungen 
dienen 8. Eine starke Fraktion in der Literatur positioniert 
sich indes gegen eine derartige Rechtsgutsvermengung und 
sieht allein den Wettbewerb im Gesundheitswesen als ge-
schützt. Die in der Entwurfsbegründung genannten weite-
ren Ziele sollen allenfalls mittelbar i. S. e. Reflexwirkung 
geschützt werden 9. Ein bloß faktischer Schutz des Ver-
trauens der Patienten in die Integrität der Heilberufsträger 
stünde aber einer Ausweitung des Wettbewerbsbegriffs auf 
die Konkurrenz unter Patienten um eine Gesundheitsleis-
tung entgegen. 

Selbst wenn man den §§ 299 a, 299b StGB sämtliche der 
in der Entwurfsbegründung genannten Schutzziele zu-
grunde legen wollte, wäre doch dem LG Nürnberg-Fürth 
darin zuzustimmen, dass bereits der Entwurfsbegründung 
zu entnehmen ist, dass allein der Wettbewerb zwischen 
Unternehmen gemeint sei 10. Dass darüber hinaus der Wett-
bewerb zwischen Patienten erfasst sein soll, sei an keiner 
Stelle des Gesetzgebungsverfahrens geäußert worden 11.
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Die Entscheidung des Gerichts für diese enge Auslegung 
ist zu begrüßen. Erfasst ist also bei den Tatbestandsvarian-
ten nach Nr. 1 und Nr. 2 nur der Wettbewerb unter sol-
chen Mitbewerbern, die Arzneimittel, Heil- oder Hilfsmit-
tel oder Medizinprodukte herstellen oder in den Verkehr 
bringen, sowie bei Nr.  3 der Wettbewerb unter Heilbe-
rufsangehörigen, die sich zumindest mit einem anderen 
Konkurrenten um die gleichen Patienten oder das gleiche 
Untersuchungsmaterial bewerben 12.

Losgelöst von diesen allgemeinen Erwägungen wäre es in 
dem vom LG entschiedenen Fall verfehlt, von einer Wett-
bewerbslage zwischen den an einer Impfung interessierten 
Personen auszugehen: Zwar kam es nach der Zulassung 
der ersten Impfstoffe gegen das Corona-Virus tatsächlich 
zu einer – negativ als „Impfneid“ bezeichneten – Konkur-
renzsituation 13. Allerdings bestand für die an einer Impfung 
interessierten Personen keine rechtlich zulässige Möglich-
keit, die Verteilung aktiv zu ihren Gunsten zu beeinflussen. 
Denn wer wann geimpft wurde, war durch die gesetzlichen 
Regelungen zur Verteilung des Impfstoffs bzw. die darauf-
hin erlassenen Verordnungen festgelegt 14. Eine klassische 
Wettbewerbslage war deswegen schon von Gesetzes wegen 
ausgeschlossen 15.

II. Referenzverhalten i. S. d. §§ 299 a, 299b StGB

Darüber hinaus wirft der Fall die Frage nach dem Vor-
liegen eines Referenzverhaltens i. S. d. §§ 299 a, 299b StGB 
auf. Offensichtlich nicht einschlägig sind die Tatbestands-
varianten der Arzneimittelverordnung (Nr.  1) sowie der 
Patientenzuführung (Nr. 3) 16. Allenfalls käme die Bezugs-
variante (Nr. 2 StGB) in Betracht, deren Verwirklichung 
das LG Nürnberg-Fürth allerdings ebenfalls zutreffend 
verneint: Auf den Bezug des Impfstoffs durch die Impfwil-
ligen könne nicht abgestellt werden, da allein der Bezug 
durch den Heilberufsangehörigen gemeint sei 17. Hierfür 
rekurriert das LG auf den Wortlaut: Das die Person des 
Beziehenden bezeichnende Wort „er“ beziehe sich allein 
auf den Heilberufsangehörigen 18. 

Diese Auslegung wird dadurch gestützt, dass die Norm 
zwei Handlungsabschnitte unterscheidet: den Bezug der 
Arzneimittel, bei dem die Bevorzugung stattfinden muss 
(Halbs. 1), und die anschließende unmittelbare Anwendung 
beim Patienten (Halbs. 2). Bei einer Einbeziehung des Be-
zugs durch den Patienten fielen diese beiden Abschnitte 
in einer Handlung, vorliegend der Impfung, zusammen. 
Hiermit würde die seitens des Gesetzgebers im Wortlaut 
verankerte Trennung zwischen beiden Abschnitten aufge-
hoben, was einen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 2 GG be-
deuten würde 19.

Hätte der Gesetzgeber Patienten sanktionieren wol-
len, die dem Heilberufsangehörigen im Gegenzug für 
ihre Bevorzugung einen Vorteil zuwenden, hätte er mit 
§ 299 a Nr. 2 StGB außerdem nur einen Teil der relevanten 
Konstellationen erfasst: Strafbar würde sich ausschließlich 
der Patient machen, der dem Heilberufsangehörigen einen 
Vorteil gewährt, damit dieser ihn bei solchen Behandlungs-
leistungen bevorzugt, bei denen der Heilberufsangehörige 
unmittelbar Arzneimittel anwenden soll. Nicht strafbar 
wäre hingegen der Patient, der dem Heilberufsangehöri-
gen einen Vorteil gewährt, damit dieser ihn bei solchen 
Behandlungsleistungen bevorzugt, bei denen keine Arz-
neimittel zum Einsatz kommen sollen, sondern etwa ein 
Hilfsmittel verordnet wird. Beide Konstellationen unter-
scheiden sich hinsichtlich der Strafwürdigkeit indes nicht. 
Folgt man der Auslegung der Generalstaatsanwaltschaft 
Nürnberg, wäre dem Gesetzgeber also ein gravierendes 
und offensichtliches Versäumnis unterlaufen. 

III. Fazit

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass durch die seitens 
des LG vorgenommene Auslegung der §§ 299 a, 299b StGB 

keine Strafbarkeitslücken drohen, denn das LG hat das Vor-
gehen der Beschuldigten als Unterschlagung bewertet 20. 
Für den beschuldigten Arzt wären zudem berufsrechtliche 
Konsequenzen denkbar, da ein Verstoß gegen § 32 Abs. 1 
MBO-Ä naheliegt. 

 

 

Auslegung und Anwendung der Fristen  
für Honorarkorrekturen 

SGB V § 106d; SGB X § 45

1. Für Honorarkorrekturen bestehen zweierlei Fris-
ten: Sowohl die 4- bzw. 2-jährige „Basis-Frist“ (§ 106 d 
Abs. 5 S. 3 SGB V: 2 Jahre seit dem TSVG v. 6. 5. 2019, 
BGBl. I S. 646 ff., 666) als auch die 1-jährige Rücknah-
mefrist (§ 45 Abs. 4 S. 2 SGB X). 

2. Innerhalb der 4- bzw. 2-jährige Basisfrist können 
Honorarkorrekturen wegen jedweden Abrechnungs-
fehlers erfolgen; ein Verschulden des (Zahn-)Arztes ist 
nicht erforderlich. 

3. Auch noch nach Ablauf der Basisfrist können Ho-
norarkorrekturen erfolgen, allerdings nur sofern dem 
(Zahn-)Arzt Vorsatz oder jedenfalls grobe Fahrläs-
sigkeit hinsichtlich des Kennens bzw. Kennenmüssens 
der Rechtswidrigkeit der Honorarbewilligung anzu-
lasten ist und sofern die 1-jährige Rücknahmefrist ge-
mäß dem nachfolgenden vierten Leitsatz eingehalten 
wird. 

4. Für die 1-jährige Rücknahmefrist des § 45 Abs. 4 
S. 2 SGB X gilt: 

Sie beginnt ab Kenntnis der K(Z)V von den die Rück-
nahme rechtfertigenden Tatsachen. 

Offene Frage: Beginnt sie – bei Vorliegen solcher 
Kenntnis – ggf. schon sogleich noch während des Laufs 
der 4- bzw. 2-jährigen Basisfrist? Oder kann sie frü-
hestens nach Ablauf der 4- bzw. 2-jährigen Basisfrist 
beginnen? Das bedarf der Klärung durch das BSG. 
(Leitsätze des Bearbeiters) 
BSG, Beschl. v. 26. 1. 2022 – B 6 KA 9/21 B  
(LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
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